
Personen-Suchergebnisse: Ebert Friedrich Reichskanzler

9. November 1918 – Der fingierte Thronverzicht

Berlin * Während in den meisten großen deutschen Städten rote Fahnen über den

Regierungsgebäuden und Residenzen wehen, beginnen in Berlin die Auseinandersetzungen erst.

Die Lage spitzt sich dramatisch zu, als die Revolutionären Obleute für diesen Tag große

Demonstrationen angekündigt haben. Die Bewegung droht der Regierung und den

Mehrheitssozialdemokraten endgültig zu entgleiten.    Reichskanzler Max von Baden befürchtet,

dass die Demonstranten siegen und ihrerseits die Absetzung des Kaisers ausrufen könnten.

Deshalb veröffentlicht er mittags um 12 Uhr völlig eigenmächtig eine Erklärung, in der darstellt,

dass sich der Kaiser des Deutsches Reichs und zugleich König von Preußen entschlossen hat,

dem Thron zu entsagen.    Gleichzeitig überträgt der Prinz von Baden an den

sozialdemokratischen Parteiführer Friedrich Ebert das Amt des Reichskanzlers, um die

Staatsführung vor dem revolutionären Zugriff zu bewahren. 

9. November 1918 – Philipp Scheidemann ruft die Deutsche Republik aus

Berlin * Während der designierte Reichskanzler und Vorsitzende der

Mehrheitssozialdemokraten, Friedrich Ebert, noch mit den Unabhängigen verhandelt, ruft Philipp

Scheidemann gegen 14 Uhr vom Balkon des Reichstagsgebäudes unter brausendem Beifall die

„Deutsche Republik“ aus:    „Das deutsche Volk hat auf der ganzen Linie gesiegt. Das alte

Morsche ist zusammengebrochen; der Militarismus ist erledigt! Die Hohenzollern haben

abgedankt! Es lebe die Deutsche Republik!“ 

10. November 1918 – General Wilhelm Groener gibt eine Loyalitätserklärung ab

Spa - Berlin * Der Generalquartiermeister in der Obersten Heeresleitung - OHL, Wilhelm Groener,

gibt eine Loyalitätserklärung gegenüber gegenüber Reichskanzler Friedrich Ebert ab und bietet

ihm die Unterstützung der Reichswehr an. Im Gegenzug verlangt er von der Regierung       die

Bekämpfung des Bolschewismus und   die Ausschaltung der Soldatenräte.      Ebert lässt sich auf

diesen Bündnisvorschlag ein,       da er damit die Arbeiter- und Soldatenräte in Berlin in Schach

halten   und das Offizierskorps ohne Reibungsverluste vom Kaiserreich in die neue Demokratie

hinüber retten kann. 

Münchner Zeitensprünge Seite 1/11



10. November 1918 – Der Rat der Volksbeauftragten als provisorische Regierung

Berlin * Bildung des Rats der Volksbeauftragten als Provisorische Regierung beim Übergang vom

Kaiserreich zur Weimarer Republik.    Das Gremium besteht aus je drei Vertretern der

Mehrheitssozialdemokraten - MSPD und der Unabhängigen Sozialdemokraten - USPD. Die

MSPD entsendet: Friedrich Ebert, Philipp Scheidemann und Otto Landsberg, die USPD: Hugo

Haase, Wilhelm Dittmann und Emil Barth. Ebert und Haase sind gleichberechtigte Vorsitzende.   

Der Rat der Volksbeauftragten beaufsichtigt das Regierungskabinett, das weiterhin im Amt ist. 

10. November 1918 – Hindenburg will den terroristischen Bolschewismus verhindern

Berlin * Der Chef der Obersten Heeresleitung, Generalfeldmarschall Paul von Hindenburg,

erklärt, er bleibt auf seinem Posten bleiben, bis sich alles geklärt hätte.    Er fordert alle Offiziere

und die Mannschaften auf, angesichts des drohenden Bolschewismus „unvermindert ihre Pflicht

zu tun zur Rettung der deutschen Lande aus größter Gefahr“. Er selbst und die Oberste

Heeresleitung - OHL wollen „mit dem Reichskanzler zusammengehen“, um „die Ausweitung des

terroristischen Bolschewismus in Deutschland zu verhindern“. 

16. November 1918 – Pläne der Obersten Heeresleitung zur Gegenrevolution

Kassel - Berlin * Oberst Hans von Haeften unterbreitet in der Berliner Reichskanzlei dem

Ministerialdirektor Walter Simons die Vorschläge der Obersten Heeresleitung - OHL zur

Niederschlagung der Revolution. Haeften soll vorfühlen, ob mit Reichskanzler Friedrich Ebert

eine Gegenrevolution durchführbar wäre. 

17. November 1918 – Groener und Hindenburg wollen Reichskanzler Ebert schützen

Berlin * Generalquartiermeister Wilhelm Groener schreibt an seine Frau: „Der Feldmarschall und

ich wollen Ebert, den ich als geraden, ehrlichen und anständigen Charakter persönlich schätze,

schützen, so lange es irgend geht, damit der Karren nicht noch weiter nach links rutscht.“ 

18. November 1918 – Ebert wird über die geplante Gegenrevolution informiert

Berlin * Ministerialdirektor Walter Simons informiert Reichskanzler Friedrich Ebert über die
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Planungen der Obersten Heeresleitung - OHL zur Gegenrevolution. Sie will       fünfzehn gut

disziplinierte Divisionen in Berlin einmarschieren lassen,   die Arbeiter- und Soldatenräte

auflösen,   Friedrich Ebert zum vorläufigen Reichspräsidenten mit diktatorischer Gewalt

proklamieren,   den Reichstag sofort einberufen und   eine provisorische Reichsverfassung

schaffen.      Ebert reagiert zurückhaltend, was von der OHL gedeutet wird, dass er bei einem

Erfolg der Aktion mitmachen, aber nicht die Initiative ergreifen würde. 

25. November 1918 – Kurt Eisner wegen seiner Kriegsschuld-Veröffentlichungen angegriffen

Berlin * Auf der Ministerpräsidenten-Konferenz in Berlin wird der bayerische Ministerpräsident von

nahezu allen Seiten wegen seiner Kriegsschuld-Veröffentlichungen und dem daraus

resultierenden eigenmächtigem Handeln massiv angegriffen.  Kurt Eisner verlangt daraufhin von

Reichskanzler Friedrich Ebert die Entlassung des Leiters des Auswärtigen Amtes, Wilhelm Solf

und den Vorsitzenden der Waffenstillstands-Kommission Matthias Erzberger. Die Genannten

rechnet Eisner aufgrund ihres Verhaltens und ihrer Äußerungen dem alten kriegsverherrlichenden

und militaristischen System zu. Sie sollen durch unbescholtene USPD- und SPD-Politiker ersetzt

werden.  Eisners konstruktive Begründung lautet: „Deutschland braucht ein provisorisches

Präsidium, das an die Stelle des halb aufgelösten Bundesrats zu treten hat und aus neuen,

unbelasteten Männern bestehen muss. Dieses Präsidium muss die Aufgabe haben, alle

Verhandlungen mit der Entente zu führen.“  Der bayerische Ministerpräsident möchte,    dass die

neue deutsche internationale Politik von Personen präsentiert wird, die auch das neue deutsche

politische System verkörpern und  dass die Friedensgespräche nicht alleine von der

Reichsregierung, sondern unter maßgeblicher Beteiligung der Länder geführt werden. 

27. November 1918 – Die Beseitigung der Reichsregierung Ebert-Scheidemann gefordert

München - Berlin * Der Vollzugsausschuss der Münchner Arbeiter-, Soldaten- und

Bauernräte fordert die Beseitigung der Reichsregierung Ebert-Scheidemann. 

30. November 1918 – Den Wahltermin für die deutsche Nationalversammlung festgelegt

Berlin * Die Regierung Ebert erlässt die amtliche Ankündigung der Wahl zur deutschen

Nationalversammlung am 19. Januar 1919. 
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6. Dezember 1918 – Matrosen und Soldaten für die Wahl zur Nationalversammlung

Berlin * Am späten Nachmittag versammeln sich vor der Reichskanzlei Matrosen und Soldaten.

Ein Feldwebel Spiro, der Vorsitzende des Soldatenrats des Ersatz-Bataillons des Kaiser Franz

Garde-Grenadier-Regiments Nr. 2, hält eine Ansprache, in der er darstellt, dass „Deutschland in

dem unermesslichen Unglück einer vollen Katastrophe“ steht, „die nur durch bewusste

Zusammenfassung aller Kräfte und durch freiwillige Unterordnung jedes Einzelnen unter das

gemeinsame Wohl überwunden werden kann“.    Er fordert abschließend, dass die

Nationalversammlung für den 20. Dezember einberufen wird. Danach ernennt er - „gestützt auf

die bewaffnete Macht und im Bewusstsein für die ganze Nation zu sprechen“ - Friedrich Ebert

zum Präsidenten Deutschlands.     Ebert antwortet mit „ruhiger, fester, durchdringender Stimme:

Kameraden und Genossen! Der Ruf, der an mich ergangen ist, kann und will ich nicht annehmen,

ohne vorher mit meinen Freunden in der Regierung gesprochen zu haben. Das ist eine hoch

wichtige Angelegenheit, deren Entscheidung allein in den Händen des Rates der

Volksbeauftragten liegt“.    Feldwebel Spiro zieht daraufhin mit seinen Truppen geschlossen ab.

Das Ziel der Soldaten ist, die Revolution faktisch zu beenden und die Kräfte links des

Reichspräsidenten Friedrich Ebert zu entmachten. 

6. Dezember 1918 – Versammlungen und Demonstrationen der Berliner Spartakusgruppe

Berlin * Die Spartakusgruppe hat für den 6. Dezember drei Versammlungen mit anschließenden

Demonstrationen beim Polizeipräsidium angemeldet. Die Protestveranstaltungen werden mit der

Auflage genehmigt, dass keine Waffen mitgeführt werden. Die drei Versammlungen finden am

späten Nachmittag in den Germania-, Sophien- und Andreas-Sälen statt. Die Redner üben

harsche Kritik an der Regierung und protestieren gegen die Einberufung einer

Nationalversammlung.    Während der Versammlungen verbreitet sich die Nachricht von der

mutmaßlichen Verhaftung des Vollzugsrats und von Friedrich Eberts Ausrufung zum Präsidenten.

Entsprechend erregt beginnen gegen 16:30 Uhr die Demonstrationen. 

8. Dezember 1918 – Ultimative Forderungen von Hindenburg

Kassel - Berlin * Generalfeldmarschall Paul von Hindenburg, der Chef der Obersten

Heeresleitung - OHL, fordert in einem Brief an den Reichskanzler Friedrich Ebert ultimativ       die

Stärkung der Macht der Reichsleitung,   die sofortige Einberufung der Nationalversammlung noch

im Dezember,   die Beseitigung der Soldatenräte,   die Ausschaltung der Arbeiterräte sowie   aller

Revolutionsorgane mit Ausnahme der Reichsleitung.   Das Vorgesetztenverhältnis und alle damit
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zusammenhängenden Bestimmungen sind „restlos“ wiederherzustellen und die Soldatenräte aus

der Truppe zu entfernen. 

8. Dezember 1918 – Ebert verweigert sich dem Putschvorhaben der OHL

Berlin * Reichskanzler Friedrich Ebert verweigert sich dem Putschvorhaben der Obersten

Heeresleitung - OHL. Mit dem preußischen Kriegsminister Schëuch und dem Vollzugsrat handelt

Ebert die Modalitäten des Truppeneinzugs aus.    Der erzielte Kompromiss läuft den

Putschplänen der Heeresleitung entgegen. Denn es sollen nur Berliner Truppenteile mit

begrenzter Menge an Taschenmunition in der Hauptstadt einziehen. Außerdem sollen sie von

Arbeiterabordnungen eskortiert werden. 

8. Dezember 1918 – Die Oberste Heeresleitung lehnt den Kompromiss ab

Kassel * Die Oberste Heeresleitung - OHL lehnt den Kompromiss zwischen Reichskanzler

Friedrich Ebert, dem preußischen Kriegsminister und dem Vollzugsrat zum Truppeneinzug in

Berlin ab.    Der OHL-Plan war der Einzug von „zuverlässigen Divisionen“ bestehend aus 150.000

Mann, in voller Kriegsausrüstung mit schweren Waffen und Munition, die einen entsprechend

erfolgreichen Putsch und die Niederschlagung der Revolution durchsetzen sollten. 

9. Dezember 1918 – Es führt der Terror

Kassel - Berlin * Generalquartiermeister Wilhelm Groener wirft Reichskanzler Friedrich Ebert in

einem Brief vor, „dass nicht die Regierung und der Kriegsminister führen, sondern der Terror“. 

9. Dezember 1918 – Die OHL will ihren Putsch durchführen

Kassel - Berlin * Die Oberste Heeresleitung - OHL erteilt General Lequis die Anweisung, im Sinne

Hindenburgs „selbstständig zu handeln, nötigenfalls alle entgegenstehenden Anweisungen von

Regierungsorganen oder militärischen Stellen, auch des Kriegsministers, abzulehnen“.   

Reichskanzler Friedrich Ebert wird anschließend von der Anweisung in Kenntnis gesetzt. Sie will

den Putsch durchziehen - möglichst mit Ebert, notfalls aber auch ohne ihn. 

9. Dezember 1918 – Ein Eid auf die Republik und die provisorische Regierung
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Berlin * Bei Verhandlungen zwischen dem Rat der Volksbeauftragten und dem Vollzugsrat wird

ein Kompromiss gefunden, der den am nächsten Tag einziehenden Frontsoldaten erlaubt,

Munition mitzuführen, aber keine Maschinengewehre, keine schweren Waffen und keine

Panzerfahrzeuge.    Die Truppen müssen sich verpflichten, „ihre ganze Kraft in den Dienst der

jetzigen provisorischen Regierung zu stellen“. Reichskanzler Ebert vereidigt einige dieser

Einheiten - symbolisch für das gesamte Offizierskorps - auf die Republik und die provisorische

Regierung. 

10. Dezember 1918 – Spontan, disziplinwidrig und unaufhaltsam löst sich die Truppe auf

Berlin * Die Garde-Kavallerie-Schützen-Division und das Bundesbataillon ziehen durch das

Brandenburger Tor in Berlin ein.     Sebastian Haffner schreibt später darüber: „Die Truppe hatte

sofort nach Eberts Begrüßungsansprache begonnen, sich aufzulösen - spontan, disziplinwidrig,

unaufhaltsam. […] Der Krieg war zu Ende, alle waren froh, dass sie ihn lebend überstanden

hatten, alle wollten nach Hause - und Weihnachten stand vor der Tür. Sie waren nicht mehr zu

halten.“ 

10. Dezember 1918 – Der Putsch der OHL wird vertagt

Kassel * Die Oberste Heeresleitung - OHL schreckt vor einer militärischen Besetzung Berlins -

ohne die Zustimmung oder gar gegen den Widerstand des Reichskanzlers Friedrich Ebert - in

letzter Minute zurück. Der Putsch wird vertagt. 

13. Dezember 1918 – Die Arbeiter- und Soldatenräte als Störfaktor bezeichnet

Berlin * Dem Reichskanzler Friedrich Ebert geht der Einfluss der Arbeiter- und Soldatenräte zu

weit: „So kann es nicht weitergehen, wir blamieren uns vor der Geschichte und der ganzen Welt.

[…] Das Herum- und Hineinregieren der Arbeiter- und Soldatenräte muss aufhören.“    Schon

zuvor wurde von der Regierung heftige Kritik an den als Störfaktor angesehenen Arbeiter- und

Soldatenräten geübt, bei denen sich um „die Organisationen der Unordnung“ handle. 

18. Dezember 1918 – Die Oberste Heeresleitung droht dem Rat der Volksbauftragten

Kassel * Die Oberste Heeresleitung - OHL reagiert scharf auf die vom Kongress der Arbeiter- und
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Soldatenräte Deutschlands beschlossenen Hamburger Punkte. Reichskanzler Friedrich Ebert

wird massiv unter Druck gesetzt, weil sie Chaos, Niedergang, Bolschewismus und Wehrlosigkeit

befördern.    Generalfeldmarschall Paul von Hindenburg und Generalquartiermeister Wilhelm

Groener erklären gegenüber dem Rat der Volksbeauftragten ihren Rücktritt, falls die Hamburger

Punkte angenommen und umgesetzt werden.    „Die Verantwortung für alle Folgen würde vor

dem deutschen Volke und der gesamten Welt sowie vor der Geschichte denjenigen zufallen, die

diese Resolution durchsetzen würden.“ 

20. Dezember 1918 – Die Hamburger Punkte werden abgeschwächt

Kassel - Berlin * Generalquartiermeister Wilhelm Groener reist nach Berlin, um über die

Umsetzung der Hamburger Punkte mit dem Rat der Volksbeauftragten und dem Zentralrat zu

verhandeln. Die Sache geht „dank Eberts geschickter Unterstützung, der wie wenige die Kunst

des Abbiegens verstand, aus wie das Hornberger Schießen“, so Groeners Resümee.    Der Rat

der Volksbeauftragten und der Zentralrat verständigen sich darauf, den Beschluss des

Kongresses der Arbeiter- und Soldatenräte Deutschlands zunächst nicht in Kraft treten zu lassen.

Die Hamburger Punkte sollen für das Feldheer keine Anwendung finden. Außerdem sollen

Ausführungsbestimmungen erlassen werden.    Genau diese Vorgehensweise hat der Kongress

zwei Tage vorher ausdrücklich abgelehnt. 

21. Dezember 1918 – Reichskanzler Ebert streicht der Volksmarinedivision den Lohn

Berlin * Weil aus Sicht der Regierung Ebert die Volksmarinedivision die Vereinbarung vom 13.

Dezember zur Reduzierung der Mannschaftsstärke und der Räumung des Stadtschlosses und

des Marstalls nicht nachgekommen ist, wird beschlossen, die an diesem Tag fällige Löhnung in

Höhe von insgesamt 80.000 Mark „erst nach Räumung des Schlosses und der Herausgabe aller

Schlüssel an die Stadtkommandantur“ zu zahlen. 

23. Dezember 1918 – Die Oberste Heeresleitung droht Reichskanzler Ebert

Kassel - Berlin * Als Generalquartiermeister Wilhelm Groener von der gütlichen Einigung erfährt,

übt er heftige Kritik an dieser Vorgehensweise. In einem Telefonat mit dem Reichskanzler

Friedrich Ebert erklärt er, dass es so nicht geht. „Wenn Sie gefangen gesetzt sind, und von der

Truppe befreit werden, muss die Truppe auch die Möglichkeit haben, die Gegner […] nach

Kriegs- und Standrecht zu behandeln. Wenn so etwas noch einmal vorkommt, kann ich mit Ihnen
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nicht mehr weiter zusammengehen; denn dann verderben Sie uns die Truppe“.    Einen von

Groener vorgeschlagenen Angriff am nächsten Tag auf die im Stadtschloss und im Marstall

befindlichen Angehörigen der Volksmarinedivision stimmt Ebert zu diesem Zeitpunkt noch nicht

zu. 

24. Dezember 1918 – Reichskanzler Ebert gibt dem Kriegsminister eine Blankovollmacht

Berlin * Zwischen 0:30 und 1:00 Uhr erklärt Reichskanzler Friedrich Ebert sein Einverständnis

zum Angriff auf das Stadtschloss und den Marstall. „Die Situation war sehr ernst, und wir haben

dann den Kriegsminister gebeten, das Erforderliche zu veranlassen, um Wels zu befreien.“ 

24. Dezember 1918 – Die Garde-Soldaten werden von der Bevölkerung abgedrängt

Berlin * Um 9:10 Uhr kapitulieren die Verteidiger des Stadtschlosses und des Marstalls. Sie

zeigen die weißen Fahnen. Stadtkommandant Otto Wels wird sofort freigelassen.    Zur

Entwaffnung kommt es nicht mehr, da die Matrosen der Volksmarinedivision während dieser

Feuerpause Unterstützung durch die dem Polizeipräsidenten Emil Eichhorn von der USPD

unterstellte Republikanische Sicherheitswehr erhalten.    Das Gerücht eines gegenrevolutionären

Putsches macht die Runde. In kürzester Zeit ziehen tausende Arbeiter, Frauen und Kinder zum

Stadtschloss. Die Lage dreht sich. Jetzt sind plötzlich die Soldaten der

Garde-Kavallerie-Schützen-Division die Bedrohten. Gefangene Matrosen werden befreit, die

Garde-Soldaten von der Bevölkerung eingeschlossen und abgedrängt.    Reichskanzler Friedrich

Ebert gibt den Befehl zur sofortigen Einstellung der Kämpfe. Die

Garde-Kavallerie-Schützen-Division muss abziehen und in der Universität Schutz suchen.

Begleitet werden sie von der ihnen wenig freundlich gesinnten Bevölkerung. Die Demonstration

ist inzwischen auf 100.000 Menschen angewachsen.    Die Oberste Heeresleitung - OHL und

Generalquartiermeister Wilhelm Groener haben eine fürchterliche Niederlage erlitten und sind

grandios gescheitert. 

27. Dezember 1918 – Gustav Noske wird zur Krisensitzung geladen

Berlin * Reichskanzler Friedrich Ebert bittet den in Kiel - im Sinne der Reichsregierung - so

erfolgreichen Gustav Noske zu einer Krisensitzung nach Berlin, um an den Beratungen über die

künftige Entwicklung mitzuwirken.    Der MSPD-Mann Noske vertritt die Ansicht, dass geschossen

werden muss, wenn „sich dies zur Wiederherstellung der Ordnung als notwendig erweisen sollte,
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und zwar auf jeden, der der Truppe vor die Flinte läuft“.    Das Ziel ist, die radikale Linke

auszuschalten, was jedoch mit den Volksbeauftragten der USPD nicht machbar sein wird,

weshalb diese schnellstens ihre Funktionen niederlegen sollten. Möglichst von sich aus. 

28. Dezember 1918 – Die USPD-Volksbeauftragten werden ausgebremst

Berlin * Das Kabinett Ebert [= Rat der Volksbeauftragten] tagt gemeinsam mit dem Zentralrat. Die

USPD-Volksbeauftragten fordern vom Zentralrat die Beantwortung von acht Fragen im

Zusammenhang mit den Vorgängen vom 23./24. Dezember und damit Konsequenzen gegenüber

dem Koalitionspartner von der MSPD.    Der Zentralrat, dem kein Unabhängiger angehört,

unterstützt natürlich die MSPD-Volksbeauftragten. 

29. Dezember 1918 – Die USPD-Volksbeauftragten treten zurück

Berlin * Kurz nach Mitternacht erklären die Vertreter der Unabhängigen Sozialdemokraten -

USPD (Hugo Haase, Wilhelm Dittmann und Emil Barth) während der Sitzung der

Volksbeauftragten und dem Zentralrat - sehr zur Freude der MSPD - ihren Rücktritt. Sie wollen

Deutschland in Richtung eines Rätestaats verändern.    Bereits um 0:15 Uhr teilt Reichskanzler

Friedrich Ebert den Austritt der USPD aus dem Rat der Volksbeauftragten der Presse mit. 

29. Dezember 1918 – Gustav Noske und Rudolf Wissell zu Volksbeauftragte gewählt

Berlin * Um 9 Uhr treten die MSPD-Volksbeauftragten mit dem Zentralrat erneut zusammen, um

endgültig über die Nachfolge der ausgeschiedenen Regierungsmitglieder zu beraten und noch

am Nachmittag die neue Zusammensetzung auf Flugblättern zu veröffentlichen.    Der Zentralrat

wählt einstimmig zwei Vertreter der Mehrheitssozialdemokraten - MSPD  in den Rat der

Volksbeauftragten. Es sind dies: Gustav Noske und Rudolf Wissell.    Alleiniger Vorsitzender ist

nun Friedrich Ebert, der sich für eine Wahl zur Verfassungsgebenden Nationalversammlung

einsetzt. Das Deutsche Reich soll möglichst bald eine demokratisch legitimierte Regierung

bekommen. 

4. Januar 1919 – Berlins Polizeipräsident Emil Eichhorn wird abgesetzt

Berlin * Der Berliner Polizeipräsident Emil Eichhorn von der USPD wird durch den Rat der
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Volksbeauftragten abgesetzt.    Eichhorn verweigerte am 24. Dezember 1918 den Befehl des

Reichskanzlers Friedrich Ebert und der zwei anderen MSPD-Volksbeauftragten, Philipp

Scheidemann und Otto Landsberg, die im Berliner Stadtschloss und im Marstall einquartierte

Volksmarinedivision mit der ihm unterstellten Republikanischen Sicherheitswehr zu bekämpfen,

um den als Geisel genommenen Stadtkommandanten Otto Wels [MSPD] zu befreien. Für Ebert

gilt Emil Eichhorn deshalb als unzuverlässig. 

6. Januar 1919 – Verhandlungsversuche mit Reichskanzler Friedrich Ebert

Berlin * Der Revolutionsausschuss verhandelt auf Vermittlung der USPD-Leitung mit

Reichskanzler Friedrich Ebert. Die zwölfköpfige Verhandlungskommission besteht aus sechs

Vertretern der USPD und der gleichen Zahl der Revolutionären Obleute. Die KPD will sich an den

Verhandlungen nicht beteiligen. 

6. Januar 1919 – Lebende Schutzschilde vor Regierungsgebäuden

Berlin * Ein Teil der Berliner Bevölkerung stellt sich hinter die Regierung Ebert und sichert als

lebende Schutzschilde die Regierungsgebäude. 

7. Januar 1919 – Die Verhandlungen mit der Regierung werden vertagt

Berlin * Am Nachmittag sind die Verhandlungen zwischen dem Revolutionsausschuss und

Reichskanzler Friedrich Ebert sowie dem Rat der Volksbeauftragten kurz vorm Scheitern. Man

vertagt sich auf den nächsten Tag. 

7. Januar 1919 – Gustav Noske erhält den Oberbefehl über die Truppen in und um Berlin

Berlin * Der Volksbeauftragte für Heer und Marine, Gustav Noske [MSPD], erhält von

Reichskanzler Friedrich Ebert den Oberbefehl über die Truppen in und um Berlin.       Es ergehen

Aufrufe zur Aufstellung weiterer Freikorps in Berlin.   Außerdem befiehlt Noske die telefonische

Überwachung aller Mitglieder des Revolutionsausschusses, um sie später festzunehmen. Dazu

werden 50 ausgesuchte Offiziere in allen Berliner Postämtern eingesetzt. 

8. Januar 1919 – Chance zur gewaltfreien Beilegung des Konflikts vertan
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Berlin * Die Verhandlungen zwischen dem Revolutionsausschuss und dem Rat der

Volksbeauftragten scheitern an der beiderseitigen Kompromissunfähigkeit. Damit ist die Chance

zur gewaltfreien Beilegung des Konflikts vertan. 

13. Januar 1919 – Dank an die braven Truppen der Republik

Berlin * Der Rat der Volksbeauftragten [= Regierung Ebert] dankt „den braven Truppen der

Republik“, denen es gelungen ist, „aus eigener Kraft und durch Unterstützung der Bevölkerung

einen Aufstand niederzuwerfen, der alle freiheitlichen Errungenschaften der Revolution zu

vernichten drohte“. Der Januaraufstand, der als Spartakusaufstand in die Geschichte einging, ist

niedergeschlagen. 

13. Januar 1919 – Zivilisten müssen alle Schusswaffen abgegeben

Berlin * Die Regierung Ebert verordnet, dass       die Zivilbevölkerung innerhalb von 24 Stunden

alle Schusswaffen abgeben muss.   Zuwiderhandlungen werden mit Geld- und Gefängnisstrafen

geahndet. 

14. Januar 1919 – Der neue Tagungsort der Reichsregierung ist Weimar

Berlin - Weimar * Um dem Druck der starken linksgerichteten Arbeiterschaft auszuweichen,

drängt Friedrich Ebert bereits im Dezember 1918 auf die Verlagerung der Regierung aus der

Reichshauptstadt. Untersucht werden die vier Standorte Bayreuth, Nürnberg, Jena und Weimar.

An diesem 14. Januar wird das Deutsche Nationaltheater in Weimar als künftiger Tagungsort

bestimmt. 

4. Februar 1919 – Anfrage zur Regierungsbeteiligung an die USPD

Berlin * Die SPD-Fraktion diskutiert über eine mögliche Regierungsbeteiligung der USPD.    Man

beschließt eine Anfrage, ob die Unabhängigen „auf der Grundlage des Bekenntnisses zur

parlamentarischen Demokratie, d.h. zu einer Staatsform, die in jeder Beziehung durch den Willen

der Mehrheit des Volkes bestimmt wird, mithin unter Ausschaltung jeder Putschtaktik“ in die

„Regierungsmehrheit“ eintreten will.    Das Amt des Reichspräsidenten will Friedrich Ebert

übernehmen, Philipp Scheidemann soll Reichskanzler werden.&nbsp;
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